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Antrag
TOP:
Vorlagen-Nummer: V1/2019/05239
Datum: 16.05.2019
Bezug-Nummer.
PSP-Element/ Sachkonto:
Verfasser:
Plandatum:
Beratungsfolge Termin Status
Ausschuss fur 11.06.2019 offentlich
Planungsangelegenheiten Vorberatung
Ausschuss fiir Stadtentwicklung 12.06.2019 offentlich
Vorberatung
Ausschuss fiir Ordnung und 13.06.2019 offentlich
Umweltangelegenheiten Vorberatung
Ausschuss fur Finanzen, stadtische 18.06.2019 offentlich
Beteiligungsverwaltung und Vorberatung
Liegenschaften
Hauptausschuss 19.06.2019 offentlich
Vorberatung
Stadtrat 26.06.2019 offentlich
Entscheidung
Betreff: Antrag der Fraktion MitBurger zur Beriuicksichtigung von alternativen

Mobilitatsangeboten sowie Elektromobilitét in der Stellplatzsatzung der
Stadt Halle (Saale)

Beschlussvorschlag:

1. Die Stellplatzsatzung der Stadt Halle (Saale) wird zeitnah (im Laufe des Jahres 2019)
Uberarbeitet. In die Neufassung wird eingearbeitet, dass es eine Ausnahme von der Pflicht
gibt, Stellplatze herzustellen oder stattdessen eine Stellplatzablése zu zahlen, wenn ein
qualifiziertes Mobilitdtskonzept vorgelegt wird. Ein Mobilitatskonzept ist dann qualifiziert,
wenn es geeignet ist, die Nachfrage der Bewohner bzw. Nutzer nach Kraftfahrzeugen und
Parkplatzen zu reduzieren. Dazu zéhlen:

a. die Teilnahme an einem (E-)Carsharing-Konzept,



b. das Vorhalten von MaRnahmen, die die Nutzung von Fahrradern besonders
unterstitzen (Bereitstellen von E-Bikes, Lastenradern oder Pedelecs Uber Bike-
Sharing-Konzepte) oder Einrichten zusatzlicher Abstellflachen- rdumen (z.B. fir
Fahrradanhénger),

C. spezielle Angebote fir Beschaftigte, Bewohner und andere Nutzer (Z.B. Jobticket,
Semesterticket, Jobrader, OPNV-Abo).

2. Die Stellplatzsatzung wird um einen Passus erganzt, wonach ab einer Anzahl von zehn zu
errichtenden PKW-Stellplatzen, jeweils ein zu errichtender Stellplatz mit einer Ladesaule
ausgestattet wird. Dabei sind die technischen Mindestanforderungen der
Ladesaulenverordnung (8 3 LSV) einzuhalten.

gez. Tom Wolter
Fraktionsvorsitzender

Beqgriundung:

Die Stellplatzsatzung der Stadt Halle wird zeitnah im Laufe des Jahres 2019 geandert.

Gemal 88 48, 85 Abs. 1 Satz 4 BauO LSA kénnen Kommunen in Sachsen-Anhalt durch
Satzung die Schaffung von Stellplatzen und Garagen fiur Kfz und Abstellmdglichkeiten fir
Fahrrader bei der Genehmigung baulicher Vorhaben anordnen. Dieser Mdglichkeit ist die
Stadt Halle durch den Erlass der Stellplatzsatzung nachgekommen. Damit verfligt die Stadt
Halle (Saale) Uber einen Gestaltungsspielraum, der im Sinne einer zukunftsweisenden
Mobilitdt zu nutzen und weiterzuentwickeln ist.

Die gegenwartig gultige Stellplatzsatzung ist nicht mehr zeitgemal3. Sie bertucksichtigt weder
die aktuelle Entwicklung hin zu einem geanderten Mobilitatsverhalten vor allem im
innerstadtischen Bereich, noch die Entwicklung der Elektromobilitét im Stadtgebiet.

Ziel der Satzungsanderung ist es, das sich andernde Mobilitdtsverhalten zu unterstiitzen und
auf der anderen Seite Bauherren zu entlasten, die bereit sind, eine solche Entwicklung zu
fordern.

Die Flachen in den innerstadtischen Bezirken sind begrenzt. Der Bau von Tiefgaragen ist
kostenintensiv (10 % der Baukosten), was sich auch auf die Mieth6he auswirkt. Gleichzeitig
sind die innerstadtischen Wohnlagen sehr gut an den OPNV und das Radwegenetz
angebunden. Hier setzt der Antrag an: In absehbarer Zeit wird es nicht mehr zeitgemal sein,
dass fur jede Wohnung im Schnitt ein Stellplatz hergestellt wird. Indem alternative
Mobilitatsangebote (z.B. Carsharing, Jobtickets oder Lastenrader) durch den Vorhabentrager
zur Verfigung gestellt werden, lasst sich der tatsachliche Stellplatzbedarf vor Ort und damit
die Anzahl der zu schaffenden Stellplatze reduzieren. Dafir muss der Vorhabentrager ein
qualifiziertes Mobilitatskonzept vorlegen, das fir ein Bauvorhaben belastbar aufzeigt, wie die
geplanten MaRnahmen zur Reduzierung des tatsachlichen Stellplatzbedarfs fihren sollen.

Mit der verpflichtenden Herstellung von Elektro-Lademdglichkeiten ab einer Anzahl von zehn
Stellplatzen wird der zunehmenden Verbreitung der Elektromobilitit Rechnung getragen. Ein
wichtiger Baustein fir den Durchbruch der Elektromobilitdt ist eine flachendeckende
Infrastruktur an Ladepunkten.



	Datum
	Ostatus
	Nummer
	Zuständig
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Sachverhalt
	Anlage

